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Electronic Commerce
Neue Regelungen zum elektronischen Vertragsschluss in 
Kraft

Von Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Rechtsanwalt in Bremen
Zum 1.3.2013 trat das „UN-Übereinkommen über die 
Nutzung elektronischer Kommunikation beim Abschluss 
grenzüberschreitender Verträge“ in Kraft.  Es verfolgt 
das Ziel, den internationalen Handel durch Verwendung 
von elektronischen Kommunikationsmitteln zu fördern. 
Elektronische Kommunikation soll dem klassischen 
Dokumentenverkehr gleichgestellt werden. Auf diese 
Weise sollen bestimmte formelle Hindernisse für das 

Zus tandekommen und d ie  Durchsetzung von Ver trägen im 
grenzüberschreitenden Handelsverkehr beseitigt werden. Deutschland ist 
bislang noch nicht Vertragsstaat. Das Übereinkommen zeigt jedoch einen 
klaren Trend für die Zukunft des elektronischen Geschäftsverkehrs auf, der 
für das internationale Unternehmensgeschäft Maßstäbe setzen wird.
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3. Abschließende Betrachtung

Zum 1.3.2013 trat das „UN-Überein-
kommen über die Nutzung elektroni-
scher Kommunikation beim Abschluss 
grenzüberschreitender Verträge“ in 
Kraft.  Es verfolgt das Ziel, den inter-
nationalen Handel durch Verwendung 
von elektronischen Kommunikations-
mitteln zu fördern. Elektronische Kom-
munikation soll dem klassischen Doku-
mentenverkehr gleichgestellt werden. 
Auf diese Weise sollen bestimmte for-
melle Hindernisse für das Zustande-
kommen und die Durchsetzung von 
Verträgen im grenzüberschreitenden 
Handelsverkehr beseitigt werden. Die-
ses neue Übereinkommen baut auf et-

was älteren UN-Regelwerken, dem 
UNCITRAL Modellgesetz über den 
elektronischen Handel aus dem Jahr 
1996 und dem UNCITRAL-Modellge-
setz über elektronische Signaturen aus 
dem Jahr 2001 auf.
Entscheidend ist das jüngste Werk, das 
„UN-Übereinkommen“. Es erlangt 
nämlich  Verbindlichkeit für alle Ratifi-
kationsstaaten, während dies bei bloßen 
Modellgesetzen nicht der Fall ist. „Mo-
dellgesetze“ wie das zum elektroni-
schen Handel aus dem Jahr 1996 und 
das zur elektronischen Signatur von 
2001 haben keinen verbindlichen Cha-
rakter, sondern werden nur seitens der 
internationalen Organisation entwor-
fen, damit andere, beispielsweise ein 
Gesetzgeber, sich bei eigenen  Geset-
zesentwürfen daran orientieren können. 
Bei den beiden genannten UN-Modell-
gesetzen ist dies in der Weise gesche-
hen, dass die EU-Kommission die 
Texte zur Grundlage von EG/EU-
Richtlinien gemacht hat.
Anders ist es mit dem neuesten Text, 
dem UNCITRAL-Übereinkommen, 
das am 1.3.2013 in Kraft trat. Dieses 
Übereinkommen erlangt dadurch natio-
nale Gesetzeskraft, dass einzelne Mit-
gliedstaaten der UNO diese Texte rati-
fizieren und sich damit verpflichten, es 
in das Gesetzesrecht des eigenen Staa-
tes übernehmen. Das genannte UNCIT-
RAL-Übereinkommen wird daher für 
deutsche Unternehmen wichtig, sobald  
Deutschland durch Ratifikation Ver-
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tragsstaat wird. Da dieser Zeitpunkt 
momentan noch nicht feststeht, kann 
das UN-Übereinkommen derzeit nur als 
Anhaltspunkt dafür dienen, in welche 
Richtung sich der „elektronische Ge-
schäftsverkehr“ im internationalen Ge-
schäftsfeld entwickeln wird, ohne dass 
die Regelungen bereits verbindliche 
Wirkung haben.

1. Hintergrund des Übereinkommens
Die heutigen Kommunikationsmöglich-
keiten ermöglichen es den Unterneh-
men, wesentliche Teile ihrer Geschäfts-
tätigkeit auf elektronischem Weg zu 
erledigen: Vom Geschäftsabschluss bis 
zur Geschäftsabwicklung, vom Zah-
lungsverkehr bis hin zur Zollabwick-
lung lassen sich viele Schritte auf elek-
tronische Weise erledigen. Da die Kom-
munikation über Internet vor allem 
auch das internationale Unternehmens-
geschäft sehr nachhaltig erleichtert, tau-
chen die allgemeinen Fragestellungen 
nach der Rechtswirksamkeit elektroni-
scher Erlärungen, der Anfechtbarkeit 
wegen Irrtums, der Form und des 
rechtswirksamen Zugangs einer Erklä-
rung vermehrt in internationalem Kon-
text – und dann mit der Schwierigkeit 
der Betrachtung aus der Sicht verschie-
dener Rechtsordnungen – auf. Dies ist 
der Grund, warum sich internationale 
Organisationen wie die UNO oder die 
EU darum bemühen, Rechtsinstrumente 
zu schaffen, die sich mit den Problemen 
elektronischer Kommunikation in der 
grenzüberschreitenden Geschäftspraxis 
beschäftigen und Lösungen bereitstel-
len. Das nunmehr jüngste Projekt auf 
diesem Feld ist das UN-Übereinkom-
men vom 23.11.2005, das zum 1.3.2013 
nach Vorliegen dreier Ratifikationsur-
kunden in Kraft trat. Dieses Überein-
kommen wurde vom UN-Ausschuss für 
internationales Handelsrecht (UNCIT-
RAL) ausgearbeitet und seit 2006 zur 
Zeichnung freigegeben. 19 Staaten 
weltweit haben das Übereinkommen, 
überwiegend in den Jahren 2006 und 
2007, bereits paraphiert, nur drei haben 
es in den Jahren 2010 und 2012 ratifi-
ziert, so dass es mit dieser Mindestan-
zahl von Ratifikationen zum 1.3.2013 
in Kraft treten konnte. Die weitere Ent-
wicklung, insbesondere im Hinblick auf 
die OECD-Staaten, die bisher nicht ver-
treten sind, bleibt abzuwarten.

Die Vertragsstaaten dieses Überein-
kommen haben festgestellt, dass die 
zunehmende Verwendung elektroni-
scher Mitteilungen die Wirtschaftlich-
keit der Handelstätigkeiten verbessert, 
Handelsverbindungen fördert und neue 
Zugangsmöglichkeiten für bisher ent-
fernt gelegene Parteien und Märkte bie-
tet und somit eine grundlegende Rolle 
bei der Förderung des Handels und der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowohl 
auf innerstaatlicher als auch auf inter-
nationaler Ebene spielt. Sie haben er-
kannt, dass Probleme, die aus der Un-
gewissheit darüber entstehen, wie die 
Verwendung elektronischer Mitteilun-
gen bei internationalen Verträgen recht-
lich zu bewerten ist, ein Hindernis für 
den internationalen Handel darstellen. 
Nach Auffassung der Arbeitsgruppe 
von UNCITRAL, die das Überein-
kommen ausarbeitete, ist die An-
nahme einheitlicher Bestimmungen 
zur Beseitigung von Hindernissen, 
die der Verwendung elektronischer 
Mitteilungen bei internationalen 
Verträgen entgegenstehen, sehr 
wichtig. Zudem ist es wichtig, die 
Rechtssicherheit und die wirtschaft-
liche Berechenbarkeit bei internati-
onalen Verträgen zu verbessern. 
Dabei musste beachtet werden, dass 
neue Regelungen für Staaten mit 
unterschiedlichen Rechts-, Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnungen 
annehmbar sein müssen.

2. Inhalt des UN-Übereinkommens
Das Übereinkommen befasst sich mit 
Fragen des Abschlusses und der Ab-
wicklung von Verträgen, bei denen die 
Parteien von elektronischen Kommuni-
kationsmitteln Gebrauch machen. Da-
bei ist der Begriff der Kommunikati-
onsmittel weit gefasst und umschreibt 
damit auch alte Technologien wie Tele-
fon und Telefax bis hin zu allen denk-
baren elektronischen Kommunikations-
mitteln der heutigen Zeit.

2.1. Geltungsbereich
Die ersten Normen des Überein-
kommens befassen sich ausführlich 
mit dem Anwendungsbereich.

Internationales Geschäft
Nach Art 1 findet dieses Übereinkom-
men Anwendung auf die Verwendung 
elektronischer Mitteilungen im Zusam-

menhang mit dem Zustandekommen 
oder der Erfüllung eines Vertrags zwi-
schen Parteien, die ihre Niederlassun-
gen in verschiedenen Staaten haben.
Dabei ist weder zu berücksichtigen, 
welche Staatsangehörigkeit die Par-
teien haben, noch ob sie Kaufleute oder 
Nichtkaufleute sind oder ob der Vertrag 
handelsrechtlicher oder bürgerlich-
rechtlicher Art ist.
Der „internationale Aspekt“ des Vertra-
ges spielt eine wichtige Rolle, und 
diese in Art 1 Abs. 2 des Übereinkom-
mens genannte Voraussetzung ähnelt in 
ihrem Wortlaut zugleich Art 1 Abs. 2 
des UN-Kaufrechts (CISG). Gemeint 
ist mit dieser Vorschrift, dass der inter-
nationale Charakter eines Vertrages für 
beide Vertragspartner erkennbar sein 
muss. Die Norm dient daher dem 
Schutz der Vertragsparteien davor, dass 
sie aufgrund unerkannter Internationa-
lität des Vertrages mit unbekanntem 
oder unerwartetem ausländischen 
Recht konfrontiert werden könnten. 
Leider gibt die Norm des Übereinkom-
mens keine weitere Hilfestellung da-
hingehend, wie deutlich die Internatio-
nalität des Vertrages erkennbar sein 
muss und ob die Vertragsparteien die 
Pflicht zur Offenlegung bestimmter In-
formationen haben. Daher müsste im 
Streitfall jeder Anhaltspunkt und jegli-
che Information, die die Vertragspar-
teien aus dem Geschäft gewonnen ha-
ben, zur Beurteilung der Erkennbarkeit 
des internationalen Charakters heran-
zuziehen.

Nichtanwendbarkeit
Nach Art. 2 findet das Übereinkommen 
dagegen keine Anwendung auf elektro-
nische Mitteilungen, die sich auf Fol-
gendes beziehen:
•	 Verträge, die für persönliche Zwec-

ke oder für Zwecke der Familie 
oder des Haushalts geschlossen 
werden;

•	 Diverse Finanzgeschäfte, wie Ge-
schäfte auf regulierten Börsen-
märkten, Devisengeschäfte, Inter-
bank- Zahlungsvereinbarungen 
oder Abwicklungs- und Zahlungs-
ausgleichsysteme für Wertpapiere 
oder sonstige Finanzanlagen oder –
instrumente, die Übertragung von 
Sicherungsrechten an beziehungs-
weise den Verkauf, den Verleih, 
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das Halten oder eine Vereinbarung 
zum Rückkauf von intermediär 
verwahrten Wertpapieren oder son-
stigen Finanzanlagen oder -instru-
menten.

•	 Auf gezogene oder eigene Wech-
sel, Frachtbriefe, Konnossemente, 
Lagerscheine oder übertragbare 
Urkunden und Instrumente jeder 
Art, die den Inhaber oder Begün-
stigten berechtigen, die Lieferung 
von Waren oder die Zahlung eines 
Geldbetrags zu verlangen.

Parteiautonomie
Art. 3 des Übereinkommens regelt den 
wichtigen Aspekt der Parteiautonomie. 
Danach dürfen die Vertragsparteien von 
den Bestimmungen des Übereinkom-
mens abweichen oder es ganz aus-
schließen. Dies ist eine Formulierung, 
die sich in gleicher Weise und bestens 
bekannt auch im UN-Kaufrecht (Art. 6 
des UN-Übereinkommens zum interna-
tionalen Warenkauf) findet. Die Abwei-
chung vom Übereinkommen oder des-
sen vollständiger Ausschluss können 
ausdrücklich oder konkludent erfolgen, 
etwa dadurch, dass die Vertragsparteien 
rechtliche Regelungen festlegen, die im 
Widerspruch zum Übereinkommen ste-
hen, ohne dabei ausdrücklich eine 
Norm des Übereinkommens auszu-
schließen..

2.2. Begriffsbestimmungen
Die Begriffsbestimmungen des Über-
einkommens in Art. 4 geben eine nütz-
liche Hilfestellung in all den Fällen, in 
denen (auch bei ansonsten gegebener 
Nichtanwendung des Übereinkom-
mens) Auslegungsschwierigkeiten oder 
Fragen zur Definition von elektroni-
schen Mitteilungen auftauchen. Die 
Definitionen sind dabei weitgehend 
identisch mit den Begriffen, die auch 
im UN Model Law on Electronic Com-
merce, 1996, gebraucht werden. So 
verfährt die Praxis seit langem auch bei 
anderen Aspekten des internationalen 
Handels: Auslegungsfragen der IN-
COTERMS 2010, die selber kaum De-
finitionen oder Begriffsinterpretationen 
enthalten, werden beispielsweise mit 
den Definitionen der Kaufrechtsregeln 
des UN-Kaufrechts gelöst. 
So legt das UN-Übereinkommen in 
Art. 4 fest:

•	 „Mitteilung“ ist jede Darlegung, 
Erklärung, Aufforderung, Benach-
richtigung oder Anfrage, ein-
schließlich eines Angebots oder 
der Annahme eines Angebots, wel-
che die Parteien im Zusammen-
hang mit dem Zustandekommen 
oder der Erfüllung eines Vertrags 
vorzunehmen haben oder vorneh-
men; 

•	 „Elektronische Mitteilung“ ist jede 
von den Parteien mittels Daten-
nachrichten vorgenommene Mittei-
lung; 

•	 „Datennachricht“ ist die mit elek-
tronischen, magnetischen, opti-
schen oder ähnlichen Mitteln, wie 
etwa elektronischem Datenaus-
tausch, elektronischer Post, Tele-
gramm, Telex oder Telefax, er-
zeugte, gesandte, empfangene oder 
gespeicherte Information; 

•	 „Sender“ einer elektronischen Mit-
teilung ist eine Partei, von der oder 
in deren Namen die elektronische 
Mitteilung vor einer etwaigen 
Speicherung gesendet oder erzeugt 
worden ist, nicht jedoch eine Par-
tei, die nur als Übermittler für die-
se elektronische Mitteilung tätig 
wird; 

•	 „Empfänger“ einer elektronischen 
Mitteilung ist die vom Sender zum 
Empfang der elektronischen Mit-
teilung bestimmte Partei, nicht je-
doch eine Partei, die nur als Über-
mittler für diese elektronische Mit-
teilung tätig wird; 

•	 „Informationssystem“ ist ein Sy-
stem, das dazu vorgesehen ist, Da-
tennachrichten zu erzeugen, zu 
senden, zu empfangen, zu spei-
chern oder auf sonstige Weise zu 
verarbeiten; 

•	 „automatisiertes Nachrichtensy-
stem“ ist ein Computerprogramm 
oder ein elektronisches oder sonsti-
ges automatisiertes Mittel, das 
ganz oder teilweise benutzt wird, 
um eine Aktion auszulösen oder 
auf Datennachrichten oder Vorgän-
ge zu reagieren, ohne dass eine na-
türliche Person jede von dem Sy-
stem ausgelöste Aktion oder von 
ihm erzeugte Reaktion überprüft 
oder darin eingreift; 

•	 „Niederlassung“ bedeutet jeden 
Ort, an dem eine Partei eine nicht 
nur vorübergehende Einrichtung 
unterhält, um einer wirtschaftli-
chen Tätigkeit nachzugehen, die 
nicht darin besteht, (nur) auf be-
stimmte Zeit von einem bestimm-
ten Ort aus Waren zu liefern oder 
Dienstleistungen zu erbringen.

2.3. Formfragen
Das Übereinkommen erlaubt jegliche 
Form der elektronischen Kommunika-
tion und stellt dabei das Prinzip der 
„Nichtdiskriminierung“ auf.

Nichtdiskriminierung elektronischer 
Kommunikation
Ein wesentlicher Aspekt des Überein-
kommens ist die rechtliche Anerken-
nung elektronischer Mitteilungen in 
Art. 8.  Der hier genannte Grundsatz 
wird auch als „Prinzip der Nichtdiskri-
minierung der elektronischen Kommu-
nikation“ bezeichnet. Gemeint ist da-
mit, dass elektronische Kommunika-
tion nicht allein aufgrund ihrer 
elektronischen Form ungültig oder un-
durchsetzbar sein sollen, dass sie also 
rechtlich nicht anders zu behandeln 
sind als papiergestützte Kommunikati-
onsmittel.
So darf nach Art. 8 des Übereinkom-
mens einer Mitteilung oder einem Ver-
trag nicht allein deswegen die Rechts-
wirksamkeit oder Einklagbarkeit abge-
sprochen werden, weil sie in Form 
einer elektronischen Mitteilung vorlie-
gen. Umgekehrt schreibt das Überein-
kommen nicht vor, dass eine Partei 
elektronische Mitteilungen verwenden 
oder akzeptieren muss, doch darf aus 
dem Verhalten einer Partei darauf ge-
schlossen werden, dass sie damit ein-
verstanden ist. Art. 8 Abs. 2 des Über-
einkommens ist damit ein spezieller 
Unterfall der allgemein in Art. 3 des 
Übereinkommens geregelten Parteiau-
tonomie. Er bestimmt, dass die Autono-
mie der Vertragsparteien auch die Ent-
scheidung darüber umfasst, ob elektro-
nische Kommunikation überhaupt 
gebraucht werden soll oder nicht. Da-
bei kann schon aus dem verhalten einer 
Vertragspartei auf ihre Zustimmung 
zum Gebrauch elektronischer Kommu-
nikation geschlossen werden, wie etwa 
das Anbieten von Waren im Internet, 
die Angabe einer E-Mail-Adresse als 
Kontaktadresse o.ä.
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Grundsatz der Formfreiheit
Ferner schreibt das Übereinkommen 
nicht vor, dass eine Mitteilung oder ein 
Vertrag einer bestimmten Form genü-
gen oder in einer bestimmten Form 
nachgewiesen werden muss. Wenn für 
eine Mitteilung oder einen Vertrag die 
Schriftform gesetzlich vorgeschrieben 
oder sind nach dem Gesetz Rechtsfol-
gen vorgesehen, wenn die Schriftform 
nicht eingehalten wird, so genügt nach 
Art. 9 des Übereinkommens eine elekt-
ronische Mitteilung dieser Vorgabe, 
wenn die darin enthaltenen Informatio-
nen zur späteren Einsichtnahme zu-
gänglich sind. Damit stellt das Überein-
kommen selbst keine eigenen Former-
fordernisse für den elektronischen 
Handel auf, sondern es ist Gegenstand 
der Vorschriften festzulegen, wie spezi-
fische Formerfordernisse der nationa-
len Rechtsordnungen durch elektroni-
sche Kommunikation erfüllt werden 
können. Formfreiheit bedeutet als nicht, 
dass elektronische Kommunikation im-
mer auch formfrei möglich ist, sondern 
dass spezifische Formerfordernisse na-
tionaler Rechtsordnungen akzeptiert 
werden, wenn es solche gibt. Gleichzei-
tig ist durch Art. 9 des Übereinkom-
mens auch klargestellt, dass nationale 
Formvorschriften nicht über den 
Grundsatz der Formfreiheit (etwa durch 
Parteivereinbarung im Sinne des Art. 3 
des Übereinkommens) gelockert oder 
umgangen werden können.
So ist im deutschen Recht in vielen Fäl-
len eine Unterschrift durch eine Ver-
tragspartei gesetzlich vorgeschrieben, 
etwa in § 126 a Abs. 1 BGB in den Fäl-
len, in denen die gesetzliche Schrift-
form durch bloße elektronische Erklä-
rung ersetzt werden soll und in denen 
dann eine qualifizierte elektronische Si-
gnatur nach SigG erforderlich ist. 

Unterschrift
Für derartige und ähnlich gelagerte 
Fälle sieht das Übereinkommen in Art. 
9 vor: Ist gesetzlich vorgeschrieben, 
dass eine Mitteilung oder ein Vertrag 
von einer Partei unterschrieben sein 
muss, oder sind nach dem Gesetz bei 
fehlender Unterschrift Rechtsfolgen 
vorgesehen, so ist diese Vorschrift in 
Bezug auf eine elektronische Mittei-
lung erfüllt, wenn eine Methode ange-
wandt wird, die geeignet ist, diese Par-
tei zu identifizieren und ihre Absicht in 

Bezug auf die in der elektronischen 
Mitteilung enthaltenen Informationen 
anzuzeigen. Alternativ kann es ausrei-
chen, dass die angewandte Methode 
hinreichend zuverlässig ist, so dass der 
notwendige Funktionsnachweis er-
bracht und erfüllt wird.
Der Wortlaut in Art. 9 Abs. 3 des Über-
einkommens spricht von „Absicht … 
anzeigen“, also einer „intention“ (wie 
es im englischen Originaltext des Über-
einkommens heißt), die die Unter-
schrift bezeugen soll, nicht aber von 
einer inhaltlichen Zustimmung zum 
Text (approval). Der Unterzeichnende 
muss neben seiner Identifikation also 
nur seine Absicht in Bezug auf die 
elektronische Mitteilung anzeigen, was 
zugleich sicherstellt, dass auch alle die 
nationalen Vorschriften befolgt werden, 
bei denen eine elektronische Mitteilung 
möglich ist, aber eine Unterschrift ei-
ner Person verlangt wird, die nicht di-
rekt Vertragspartei ist (etwa ein Zeuge / 
witness, dessen Mitwirkung für die 
Wirksamkeit des Vertrages erforderlich 
sein könnte). Ein solcher Dritter drückt 
mit seiner Unterschrift nicht direkt eine 
Zustimmung zum Vertragsinhalt aus, 
sondern bezeugt nur seine Mitwirkung.
Die Methode der Unterschrift ist nach 
dem Wortlaut des Übereinkommens 
nicht festgelegt. Geeignet sind daher 
alle in Frage kommenden Identifizie-
rungsmittel, etwa gescannte Unter-
schriften, die Verwendung von PINs 
oder sonstigen Codes, biometrische 
Daten o.ä. und auch andere, einfachere 
Identifikationsmethoden, die die Partei 
identifizieren kann.

Vorlage eines Originals
Da es notwendig sein kann, ein Doku-
ment „im Original“ vorzulegen, muss 
auch hierfür eine Antwort gefunden 
werden. Art. 9 Abs. 4 des Übereinkom-
mens sieht daher vor: Ist gesetzlich 
vorgeschrieben, dass eine Mitteilung 
oder ein Vertrag im Original zur Verfü-
gung zu stellen oder aufzubewahren ist, 
oder sind nach dem Gesetz Rechtsfol-
gen vorgesehen, wenn ein Original 
fehlt, so ist diese Vorschrift in Bezug 
auf eine elektronische Mitteilung er-
füllt, 
•	 wenn es eine zuverlässige Gewähr 

für die Integrität der in ihr enthal-
tenen Informationen von dem Zeit-
punkt an gibt, in dem sie erstmals 

in ihrer endgültigen Form als elek-
tronische Mitteilung oder sonstige 
Mitteilung erzeugt wurde, und 

•	 wenn die in ihr enthaltenen Infor-
mationen, soweit vorgeschrieben 
ist, dass sie zur Verfügung gestellt 
werden müssen, der Person, der sie 
zur Verfügung zu stellen sind, an-
gezeigt werden können.

Gemeint ist dabei vor allem das Erfor-
dernis, dass ein herkömmliches Doku-
ment, etwa ein Vertrag oder ein sonsti-
ges Vertragsdokument, „im Original“ 
vorzulegen ist. Dieses Erfordernis 
taucht im Zusammenhang mit Quali-
tätsprüfungen oder etwa auch in der 
Zollabwicklung auf. Originaldoku-
mente werden auch benötigt, wenn 
etwa ein Schiedsurteil international 
vollstreckt werden soll: Zur Vollstre-
ckung eines Urteil bedarf die Vollstre-
ckungsbehörde stets eines Originals, 
und die elektronische Darstellung eines 
Dokuments könnte stets nur eine Kopie 
sein, nicht aber das benötigte Original. 
Art. 9 Abs. 4 und 5 des Übereinkom-
mens ist daher so formuliert, dass auch 
diese schwierigen Fälle der Original-
vorlage durch elektronische Kommuni-
kation erfüllt werden können – UNCI-
TRAL selber ist ja nicht nur Urheber 
des hier beschriebenen Übereinkom-
mens zur Verwendung elektronischer 
Mitteilungen in Verträgen, sondern zu-
gleich auch Urheber des UN-Überein-
kommens für die Anerkennung und 
Vollstreckung von Schiedssprüchen und 
daher in besonderer Weise mit der Pro-
blematik des „Originaldokuments“ ver-
traut.

2.4 Zeitpunkt und Ort der Kommu-
nikation
Auch Zeitpunkt und Ort einer elektro-
nischen Nachricht können problema-
tisch sein. Hierzu legt das Übereinkom-
men in Art 10 fest, dass 

•	 Zeitpunkt des Empfangs einer elek-
tronischen Mitteilung der Zeit-
punkt ist, in dem sie vom Empfän-
ger unter der von ihm bestimmten 
elektronischen Adresse abgerufen 
werden kann. Dabei wird vermutet, 
dass eine elektronische Mitteilung 
vom Empfänger abgerufen werden 
kann, wenn sie an der elektroni-
schen Adresse des Empfängers an-
kommt. 
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•	 Zeitpunkt des Empfangs einer elek-
tronischen Mitteilung ist der Zeit-
punkt, in dem sie vom Empfänger 
unter der von ihm bestimmten elek-
tronischen Adresse abgerufen wer-
den kann. Der Zeitpunkt des Emp-
fangs einer elektronischen Mittei-
lung unter einer anderen 
elektronischen Adresse des Emp-
fängers ist der Zeitpunkt, in dem sie 
vom Empfänger unter dieser Adres-
se abgerufen werden kann und dem 
Empfänger bekannt wird, dass die 
elektronische Mitteilung an diese 
Adresse versandt worden ist. Es 
wird vermutet, dass eine elektroni-
sche Mitteilung vom Empfänger 
abgerufen werden kann, wenn sie 
an der elektronischen Adresse des 
Empfängers ankommt.

Vertragsschluss
Auffällig ist bei dieser Norm, dass das 
Übereinkommen keinerlei Regelungen 
zum Vertragsschluss enthält. Zu Ange-
bot und Annahme wird also nicht ge-
sagt, so dass Fragen des Vertrags-
schlusses bei elektronischer Kommuni-
ka t ion  nach  dem anwendbaren 
Vertragsstatut zu behandeln sind, also 
beispielsweise nach UN-Kaufrecht (im 
internationalen Warenkauf) oder nach 
BGB, wenn nationales deutsches Ver-
tragsrecht für den Vertrag gilt.
Da Art. 10 des Übereinkommens nur 
Zeitpunkt und Ort bestimmt, zu dem 
eine Erklärung bei elektronischer Kom-
munikation abgegeben oder empfangen 
wird, kommt es auf das für das vertrag 
zur Anwendung gelangende Vertrags-
statut an, wenn man feststellen will, ob 
man für das Wirksamwerden einer 
elektronischen Willenserklärung auf 
den Abgabezeitpunkt der Erklärung 
oder aber auf den Moment des Zugangs 
abstellen muss. Art. 1o des Überein-
kommens regelt 
•	 den Zeitpunkt der Abgabe 
•	 und den Zeitpunkt des Zugangs
einer elektronischen Willenserklärung. 
Welche der Bestimmungen einschlägig 
ist, um den Zeitpunkt des Zustande-
kommens eines elektronisch geschlos-
senen Vertrags zu bestimmen, regelt 
das Vertragsstatut. Käme man bei An-
wendung des Vertragsstatuts beispiels-
weise zu dem Ergebnis, das deutsches 
Recht gilt, käme es wegen § 130 BGB 

auf den Zeitpunkt des Zugangs einer 
Willenserklärung an beziehungsweise 
nach § 312 e Abs. 1 Satz 2 BGB auf 
den Moment, in dem eine elektronische 
Nachricht unter gewöhnlichen Umstän-
den abgerufen werden kann.

2.5. Angebot und bloße Aufforde-
rung
Das Übereinkommen befasst sich in 
Art. 11 auch mit der Abgrenzung zwi-
schen einem Vertragsangebot und der 
bloßen Aufforderung zur Abgabe eines 
Angebots (invitatio ad offerendum). 
Nur bei einem konkreten Angebot kann 
es – nach Annahmeerklärung des Ver-
tragspartners – zu einem wirksamen 
Vertragsschluss kommen, nicht aber bei 
einer bloßen Aufforderung zur Abgabe 
eines Vertragsangebots, wie Art. 11 des 
Übereinkommens herausstellt.
Ein durch eine oder mehrere elektroni-
sche Mitteilungen unterbreiteter Vor-
schlag zum Abschluss eines Vertrags, 
der nicht an eine oder mehrere be-
stimmte Parteien gerichtet, sondern für 
Parteien, die Informationssysteme nut-
zen, allgemein zugänglich ist, ein-
schließlich Vorschläge, bei denen inter-
aktive Anwendungen zur Auftragsertei-
lung durch solche Informationssysteme 
genutzt werden, ist als eine Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe anzusehen, 
wenn daraus nicht eindeutig hervor-
geht, dass die Partei, die den Vorschlag 
unterbreitet, die Absicht hat, im Fall 
der Annahme gebunden zu sein.
Art. 11 erfasst die Fälle, in denen Er-
klärungen nicht an eine oder mehrere 
konkrete Parteien gerichtet sind, son-
dern grundsätzlich allgemein zugäng-
lich sind, also nur „invitatio“ sind. Al-
lein dieser Aspekt macht schon eine 
Abgrenzung zum konkreten Angebot 
deutlich, welches grundsätzlich an ei-
nen bestimmten Adressaten gerichtet 
werden muss. Bei der elektronischen 
Kommunikation kommt erschwerend 
hinzu, dass die Erklärung für Parteien, 
die entsprechende Informationssysteme 
einsetzen, auch zugänglich ist. 
Ist also eine Erklärung „allgemein zu-
gänglich“, wird sie als invitatio im 
Sinne des Art. 11 des Übereinkom-
mens, also nicht als Vertragsangebot, 
behandelt. Anderes ist es bei Spam-
Mail: Diese wird zwar massenhaft aus-
geschickt, aber stets an konkrete Mail-
adressen gerichtet, die vom Absender 
individuell erfasst und eingegeben wur-

den. Eine derartige Kommunikation 
kann daher als konkretes Vertragsange-
bot angesehen werden und ist daher 
nicht nach Art. 11 des Übereinkom-
mens zu behandeln.

2.6. Verwendung automatisierter 
Nachrichtensysteme
Elektronische Verträge können auch 
dann wirksam geschlossen werden, 
wenn natürliche Person an dem Ver-
tragsschluss nicht (oder teilweise nicht) 
mitwirken. Gemeint ist der Einsatz au-
tomatisiertes Nachrichtensysteme. Das 
deutsche Recht enthält hierzu keine 
Norm.
Nach Art. 12 des Übereinkommens 
darf einem Vertrag, der durch Zusam-
menwirken eines automatisierten Nach-
richtensystems und einer natürlichen 
Person oder durch Zusammenwirken 
automatisierter Nachrichtensysteme zu-
stande gekommen ist, die Rechtswirk-
samkeit oder Einklagbarkeit nicht al-
lein deswegen abgesprochen werden, 
weil keine natürliche Person die einzel-
nen von den automatisierten Nachrich-
tensystemen ausgeführten Aktionen 
oder den sich daraus ergebenden Ver-
trag überprüft oder darin eingegriffen 
hat. 
Was ein „automatisiertes Nachrichten-
system“ ist, wird in Art 4 g des Über-
einkommens definiert: Es ist „…ein 
Computerprogramm oder ein elektroni-
sches oder sonstiges automatisiertes 
Mittel, das ganz oder teilweise benutzt 
wird, um eine Aktion auszulösen oder 
auf Datennachrichten oder Vorgänge zu 
reagieren, ohne dass eine natürliche 
Person jede von dem System ausge-
löste Aktion oder von ihm erzeugte Re-
aktion überprüft oder darin eingreift“. 
Nach Art. 12 des Übereinkommens ge-
nügt es bereits, wenn ein technisches 
System so genutzt wird, dass nicht jede 
einzelne Aktion von einer natürlichen 
Person kontrolliert wird, wie es etwa 
bei Programmen für Lagerverwaltung 
und Bestandsverwaltung bekannt ist, 
die Bestände automatisch prüfen und 
selbstständig neue Ware ordern.
Das deutsche Recht, das die automati-
sierte Nachricht nicht gesetzlich regelt, 
qualifiziert derartige Erklärungen als 
wirksame Willenserklärungen, wenn die 
automatisierte Erklärung letztlich auf 
eine menschliche Aktion und auf 
menschlichen Willen zurückzuführen ist.
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2.7. Verfügbarkeit von Vertragsbe-
stimmungen
In der papiergestützten Vertragsdoku-
mentation kann sicher gestellt werden, 
dass jede Partei einen Ausdruck des 
Vertrages erhält und damit die „Ver-
tragsbedingungen stets verfügbar“ hat. 
In der elektronischen Kommunikation 
kann es dagegen schwierig sein, über 
die Vertragsbestimmungen zu verfü-
gen, wenn das Onlinegeschäft es nicht 
ermöglicht, dass langfristiger Zugang 
zu den Vertragsbedingungen besteht. 
Diese Fälle greift Art. 13 des Überein-
kommens auf.
Danach berührt das Übereinkommen 
nicht die Anwendung von Rechtsvor-
schriften, nach denen eine Partei, die 
alle oder einen Teil der Bestimmungen 
eines Vertrags durch Austausch elektro-
nischer Mitteilungen aushandelt, der 
anderen Partei die Vertragsbestimmun-
gen enthaltenden elektronischen Mit-
teilungen in einer bestimmten Weise 
zur Verfügung stellen muss, noch 
schützt es eine Partei vor den Rechts-
folgen, wenn sie dies nicht tut. Im 
Klartext: Das Übereinkommen küm-
mert sich nicht um diese Thematik und 
hat damit den Vorteil auf seiner Seite, 
keine Sanktionen nennen zu müssen für 
den Fall, dass eine Vertragspartei ent-
sprechenden Pflichten nicht nach-
kommt.

2.8. Fehler in der elektronischen 
Kommunikation
Eine letzte Vorschrift zum Vertrags-
recht findet sich noch in Art. 14 des 
Übereinkommens, bevor es in den Art. 
15 bis 25 um die Schlussbestimmungen 
(überwiegend mit Normen zum Inkraft-
treten und zu völkerrechtlichen Aspek-
ten) geht. Da hier schon der das Ver-
tragsrecht betreffende Teil des Überein-
kommens endet, wird auch klar, dass 
das neue Übereinkommen keine voll-
ständige Kodifizierung des Vertrags-
rechts elektronischer Verträge darstellt. 
Das Übereinkommen enthält keine ge-
nerellen Vorschriften über den „Irrtum“ 
bei Vertragsschluss und dessen Folgen, 
so dass die Irrtumsproblematik nach 
dem nach Vertragsstatut anwendbaren 
nationalen Vertragsrecht beurteilt wer-
den muss. Die Überschrift in Art. 14 
des Übereinkommens, „Fehler“ in der 
Kommunikation, kann daher irrefüh-
rend sein, wenn man übersieht, dass es 
mit Art. 14 nur um Fehler bei der Kom-

munikation mit automatisierten Nach-
richtensystemen geht:
„Unterläuft einer natürlichen Person in 
einer elektronischen Mitteilung, die mit 
dem automatisierten Nachrichtensys-
tem einer anderen Partei ausgetauscht 
wird, ein Eingabefehler und gibt das 
automatisierte Nachrichtensystem der 
Person keine Gelegenheit, den Fehler 
zu korrigieren, so hat diese Person oder 
die Partei, in deren Namen sie gehan-
delt hat, das Recht, den Teil der elekt-
ronischen Mitteilung, in dem der Ein-
gabefehler aufgetreten ist, zurückzuzie-
hen,
a) sofern die Person oder die Partei, in 
deren Namen sie gehandelt hat, so bald 
wie möglich, nachdem sie von dem 
Fehler Kenntnis erlangt hat, der ande-
ren Partei davon Mitteilung macht und 
darauf hinweist, dass sie in der elektro-
nischen Mitteilung einen Fehler began-
gen hat, und 
b) sofern die Person oder die Partei, in 
deren Namen sie gehandelt hat, von 
den gegebenenfalls von der anderen 
Partei empfangenen Waren oder 
Dienstleistungen keinen Gebrauch ge-
macht oder aus ihnen keinen wesentli-
chen Nutzen oder Wert gewonnen hat“.
Es sind danach vier Voraussetzun-
gen zu erfüllen:
•	 Die Kommunikation muss zwi-

schen Mensch und automatisiertem 
Nachrichtensystem erfolgen, 

•	 wobei der Fehler dem Menschen 
unterläuft. Ein technischer Defekt 
oder eine Fehlprogrammierung 
wird von Art. 14 des Übereinkom-
mens nicht erfasst.

•	 Der menschliche Fehler muss ein 
Eingabefehler sein, also ein Ver-
schreiben, Vertippen oder das ver-
sehentliche Anklicken eines Icon 
auf dem Bildschirm, nicht aber ein 
Fehler bei der Willensbildung.

•	 Schließlich darf das automatisierte 
Nachrichtensystem keine Möglich-
keit vorhalten, den Fehler zu korri-
gieren

3. Abschließende Betrachtung
Deutsches Recht und das neue UN-
Übereinkommen lassen den Ge-
brauch elektronischer Kommunika-
tion zu und geben beide den Ver-

tragsparteien das Recht darüber zu 
bestimmen, welche Kommunikati-
onsform sie wählen wollen. Auch 
automatisierte Nachrichtensysteme 
dürfen eingesetzt werden. 
Bei der Abgabe von Willenserklä-
rungen stimmen beide darin über-
ein, wie eine „invitatio“ und wie 
eine Angebotserklärung voneinan-
der zu unterscheiden sind. Wesent-
liche Unterschiede sind naturgemäß 
bei den Formfragen von Willenser-
klärungen zu finden, was sich aus 
der großen Unterschiedlichkeit des 
deutschen Rechts (BGB) zum welt-
weit stark verbreiteten anglo-ameri-
kanischen Rechtssystem mit seinen 
häufig anders gelagerten Rechtsins-
tituten erklärt. 
Diese Aspekte werden erst dann re-
levant, wenn Deutschland dem UN-
Übereinkommen beitritt und in der 
Folge das UN-Übereinkommen als 
Spezialgesetz mit Vorrang gegen-
über den allgemeineren deutschen 
Normen anwenden muss. Hier kann 
sich dann der Aspekt bewähren, der 
seit nunmehr fünfundzwanzig Jah-
ren auch schon beim UN-Kaufrecht 
mit all seinen Besonderheiten ge-
holfen hat: Nach Art. 3 (s.o., Partei-
autonomie) des Übereinkommens 
haben die Vertragsparteien stets die 
Möglichkeit, bestimmte Normen 
oder das gesamte Übereinkommen 
für ihren Vertragsschluss auszu-
schließen.

Quelle:

United Nations Convention on the Use of Electronic 
Communications in International Contracts vom 
23.11.2005, in Kraft seit 1.3.2013
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